
auf zu geringer Widerstandsfähigkeit und Reibebeanspru­
chung des Stoffes beruhenden Abscheuerungen — und dem 
optischen Eindruck der Tragefalten ein direkter Zusam­
menhang besteht.
Da aber § 151 Abs. 3 ZGB gerade voraussetzt, daß die we­
sentliche Verschlechterung der Ware unabhängig von dem 
Mangel eingetreten ist und dies hier nicht zutrifft, kann 
der Käufer nicht auf Preisminderung verwiesen werden, 
wenn er den Garantieanspruch der Preisrückzahlung ge­
wählt hat.
Der Berufung der Verklagten war deshalb der Erfolg zu 
versagen.

§§ 3, 12 der VO über die Verantwortung der Räte der Ge­
meinden, Stadtbezirke, Städte und Kreise bei der Errich­
tung und Veränderung von Bauwerken der Bevölkerung 
- BauVO - vom 22. März 1972 (GBl. II S.293); §52 ZPO; 
§ 111 ZGB.

Die nach § 3 BauVO erforderliche Zustimmung des zustän­
digen örtlichen Rates zur Veränderung von Bauwerken ist 
eine Verwaltungsentscheidung, die durch das Gericht nicht 
nachprüfbar ist. Deshalb kann das Gericht auch keinen 
Beweis über die Berechtigung der Zustimmung erheben. 
Verweigert der Vermieter seine nach § 111 ZGB erforder­
liche Zustimmung zu der baulichen Veränderung durch den 
Mieter, weil er die Berechtigung der Zustimmung des ört­
lichen Rates bezweifelt, so ist er auf die Beschwerdemög­
lichkeit nach § 12 BauVO zu verweisen.

BG Gera, Einigung vom 8. März 1977 — BZB 62/76.

Die Kläger sind Mieter im Wohngrundstück der Verklag­
ten. Sie beabsichtigen, in ihre Wohnung ein Bad einzu­
bauen. Da Umbauten notwendig sind, bei denen tragende 
Bauteile verändert werden müssen, haben sie die dazu er­
forderliche Zustimmung des zuständigen örtlichen Rates 
eingeholt. Die Verklagte hat ihre Zustimmung zu den bau­
lichen Veränderungen verweigert.
Die Kläger haben Klage gemäß § 111 ZGB erhoben und be­
antragt, die Verklagte zu verurteilen, dem Einbau des Ba­
des zuzustimmen.
Gegen das Urteil des Kreisgerichts, das der Klage statt­
gegeben hat, hat die Verklagte Berufung eingelegt. Sie 
hat beantragt, ein Gutachten eines Bausachverständigen 
darüber beizuziehen, ob die vom örtlichen Rat erteilte Zu­
stimmung zum Einbau des Bades berechtigt ist.
In der mündlichen Verhandlung vor dem Rechtsmittelsenat 
haben die Prozeßparteien eine Einigung abgeschlossen, wo­
nach die Verklagte mit dem Einbau eines Bades in die 
Wohnung der Kläger und auf deren Kosten einverstanden 
ist.
Nach dem Protokoll der mündlichen Verhandlung ist der 
Senat bei der Bestätigung der Einigung von folgenden 
rechtlichen Erwägungen ausgegangen:

Die gemäß § 3 Abs. 2 der VO über die Verantwortung der 
Räte der Gemeinden, Stadtbezirke, Städte und Kreise bei 
der Errichtung und Veränderung von Bauwerken der Be­
völkerung vom 22. März 1972 (GBl. XI S. 293) vom Rat der 
Stadt N., Referat Bauwesen, den Klägern erteilte Zustim­
mung zum Einbau eines Bades in die Wohnung der Kläger 
ist eine Verwaltungsentscheidung, die durch das Gericht 
nicht überprüft werden kann. Deshalb war der Antrag der 
Verklagten auf Beiziehung eines Gutachtens durch einen 
Bausachverständigen nicht zuzulassen. Die Verklagte hat 
vielmehr den Beschwerdeweg nach § 12 der VO einzuhal­
ten. Dem Vertreter der Verklagten wurde noch die Zustim­
mung des örtlichen Rates zu dem von den Klägern beab­
sichtigten Umbau zugestellt, die eine entsprechende Rechts- 
mittelbelehrung enthält. Die Verklagte hat von diesem 
Rechtsmittel keinen Gebrauch gemacht 
Unter Beachtung der Einschätzung des Umbaus durch die 
Staatliche Bauaufsicht geht der Senat davon aus, daß die 
baulichen Veränderungen zu einer im gesellschaftlichen 
Interesse liegenden Verbesserung der Wohnung der Klä-
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ger führen, so daß die Verklagte gemäß § 111 Satz 2 ZGB 
verpflichtet ist, ihnen zuzustimmen.
Da die Erteilung der Zustimmung durch die Verklagte und 
die Übernahme der Kosten der baulichen Veränderungen 
durch die Kläger mit den Grundsätzen des sozialistischen 
Rechts im Einklang steht (§ 46 Abs. 1 ZPO), war die Eini­
gung durch Aufnahme in das Protokoll der mündlichen 
Verhandlung zu bestätigen.
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